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in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionsbeklagter‚
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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: „„°°‚„„„„„„„„O „„„„„„„„„„„

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 16° Dezember 1970 durch

Vizepräsident B r a c k m a n n

‚ — Vorsitzender -,
Bundesrichter - Dro K a i s e r ,
Bundesrichter K ü 3 t e r ,
Bundessozialrichter M ü l l e r und
Bundessozialrichter H e n n i n g e r

■r Recht erkannt:

Die Urteile des Sozialgerichts Duisburg vom 25° Juni

1967 und des Landessozialgerichts_Nordrhein—Hestfalen

vom 21° Nevember 1967 werden aufgehbben„

Die Klage wird abgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstattenc
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Der Kläger erlitt am 22° Mai'964 einen Arbeitsunfall° Er

war bis zum 18° Mai 1965 arbeitsunfähigq Das Arbeitsamt,

bei dem er
seit dem 22° Juni 1965 als Arbeitsuchender ge—

meldet war, konnte ihm eine geeignete Tätigkeit nicht ver—

mitteln° Die Beklagte gewährte für die Zeit ab 19° Mai

1965 eine vorläufige Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) um 40 V°H° und stellte die Rente durch
Bescheid vom 250 Februar 1966 mit Wirkung vom 1° März 1966

an in derselben Höhe als Dauerrente festo

Durch schriftliche Mitteilungen vom 20° Januar 1966,

25° Februar 1966 und 260 Mai 1966 erhöhte die Beklagte die

Teilrente — jeweils für begrenzte Zeiträume — vom 220 Juni

1965 an bis zum 31° Mai 1966 gemäß % 587 Abs; 1 der Reichs»

versicherungsordnung {RVG} auf die Vollrente, weil der

Kläger nach ihren Feststellungen während dieser Zeit infol—

ge des Arbeitsunfalls ohne Arbeitseinkommen »gewesen sei;

in den Mitteilungen ist jeweils darauf hingewiesen, es ‘
bleibe einer späteren Nachprüfung vorbehalten, ob die

Voraussetzungen des 5 587 "Abs° 1 EVO über den Gewährungs—

zeitraum hinaus weiterbestünden° Für die Zeit bis zum

51° Mai 1966 erhöhte die Beklagte gemäß 5 585 Abs„ 1.RVO für

das im Jahre 1956 geborene Kind des Klägers die Vollrente

jeweils um 10 V„H° (Kinderzulage)o

Durch weitere Mitteilungen vom 5° Juli 1966 und 120 August

‚1966 erhöhte die Beklagte die Teilrente zunächst für Juni

1966, sodann für Juli 1966 auf die Vollrenteo Für diese

Zeiträume gewährte sie keine Kinderzulage° Auf eine

schriftliche Anmahnung des Klägers vom 100 Juli 1966 berief

sich die Beklagte in der Mitteilung vom 12° August 1966

_ 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5..

darauf, daß nach den neuesten für die Berufsgenossenschaften

verbindlichen Richtlinien die Kinderzulage nicht gewährt werden

könne, weil es sich bei den Berechtigten nach 5 587 RVO, deren

MdB weniger als 50 V„H„ betrage, nicht um echte Schwerverletzte

mit Anspruch auf eine Kinderzulage gemäß 5 585 EVO handele°

Das Sozialgericht (SG) Duisburg hat auf Klage durch Urteil vom
25° Juni 4967 die Beklagte unter Änderung der Verwaltungsakte

vom 5° Juli 4966 und 42° August 4966 verurteilt, dem Kläger für

die Monate Juni und Juli 4966 neben der Vollrente die Kinderzu—

lage zu gewähren" Es hat die Berufung zugelassen°

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 24° November

4967 die Berufung der Beklagten zurückgewiesen° Zur Begründung

hat es uoa° ausgeführtf

Die Rechtswidrigkeit der beiden Verwaltungsakte vom 5° Juli 4966

und 42° August 4966 könne zwar nicht schon daraus hergeleitet

verden, daß dem Kläger durch die voravfgegangenen Verwaltungsakte
bis zum 34° Mai 4966 die Kinderzulage neben der Vollrente gewährt

worden sei° Da die Beklagte in den voraufgegangenen Verwaltungs—

akten jeweils zum Ausdruck gebracht habe, daß die Vollrente nebst

Kinderzulage nur bis zu einem ganz bestimmten Zeitpunkt gewährt

werde und es späteren Nachprüfungen vorbehalten bleibe, ob'über

den Gevährungszeitraum hinaus die Voraussetzungen der 55 587,

585 RVO noch vorlägen, sei sie zu einer derartigen Prüfung für den

hier streitigen Zeitraum berechtigt gewesen° Die Rechtsauffassung

der Beklagten, nach 5 585 RVO könne der Empfänger einer Vollrente

nach 5 587 RVO die Kinderzulage nur erhalten, wenn die MdE auf Grund

der unmittelbaren Verletzungsfolgen 50 oder mehr V„H„ betrage, sei

jedoch irrig° Das ergebe Sich aus dem Wortlaut des 5 585 Abs° 4 RVG

und aus der Gngenüberstellung der in dieser Bestimmung enthaltenen
Legaldefinition des Schwerverletzten mit dem Begriff des Schwerbe—

schädigten i„S° des S 4 Abs° 4 Buchst° d des Schwerbeschädigtenge—
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setzes (ScthG)° Das zur Begründung der Schwerbeschädigten—

eigenschaft im ScthG aufgestellte Erfordernis einer nicht

nur vorübergehenden MdB um wenigstens 50 voH° sei in

5 585 Abs° 4 RVO für die Begriffsbestimmung des Schwer—

verletzten'nicht enthalten° Schwerverletzter sei nach dem

Wortlaut dieser.Bestimmung deshalb jeder Verletzte, der

— wenn auch nur vorübergehend — eine Rente von 50 oder

mehr voH° aus der Unfallversicherung beziehe, und zwar
unabhängig von der Höhe der MdB, nur auf den Bezug einer

Rente nach einem Vomhundertsatz von 50 oder mehr, nicht auf

den ärztlich festgestellten Grad der MdB komme es für die.

Gewährung der Kinderzulage nach 5 585 Abs° 4 RVG an° Den

infolge eines Arbeitsunfalls einkommenslosen Verletzten für

die Dauer der Einkommenslosigkeit durch die Gewährung der

Vollrente einem infolge eines Arbeitsunfalls Erwerbsunfähi„«

gen in allen Belangen gleichzustellen, entspreche dem

sozialen Grundgedanken des 5 587 RVO° Sinn und Zweck

dieser Bestimmung wären wesentlich ausgehöhlt, würde man

den vorübergehend Einkommenslosen auf das umständliche

Verfahren der Gleichstellung nach 5 2 des ScthG verweisen°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und es im

wesentlichen wie folgt begründet: Die Frage, an welche

Voraussetzungen der An5pruch auf die Kinderzulage in
5 585 Abs, 4 RVG geknüpft sei, könne entgegen der Auf—
fassung des Berufungsgerichts nicht aus dem Wortlaut die_

ser Bestimmung beantwortet werden° Das Wort Schwerver—

letzter bezeichne eindeutig einen besonderen Grad des Ver—

letzungszustandes; die dem in Klammer gesetzten Wort vor—

ausgehende Beschreibung treffe jedoch sowohl auf den Vor—

letzten zu, der eine entsprechende Rente ausschließlich

wegen des besonderen Grades seines Verletzungszustandes

beziehe, als auch auf denjenigen, der unabhängig von
einem solchen Verletzungszustand die Vollrente nach

_5_.
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€ 587 Abs° 4 RVG erhaltec Welcher dieser möglichen Wortinhalte
für 5 585 Abs° 1 RVG in Betracht komme, sei nach Auslegungs—

regeln zu beurteilen° In der gesetzlichen Unfallversicherung

werde der Schaden grundsätzlich nach dem in Prozentsätzen auszu-
drückenden Grad der unfallbedingten MdB, nicht der konkreten Er—

werbseinbuße bemessen° Die jeweilige Höhe der Rente entspreche

dem Verletzungsgrad, der seinerseits im Prozentsatz der MdB fest—

gelegt seio Das Wort Schwerverletzter füge sich somit in den Sinn

des vorangehenden Textes widerspruchslos ein„ 5 587 Abs° 1 RVG

bilde unter dem Gesichtspunkt der geschützten Risiken eine Aus—

nahme, indem der konkrete Verlust eines Arbeitseinkommens erfaßt

werde„'Diese Regelung enthalte ein dem System der gesetzlichen

Unfallversicherung fremdes Element, Der Ausnahmecharakter des

5 587 RVG zwinge zu einer eingeschränkten, durch seinen Zweck

begrenzten Auslegung° Diese Bestimmung bezwecke nicht — wie 55 582,

585 RVG — die Gewährung von Zulagen, die an einen Schwerverletzten—

zustand gebunden seien, sondern einen Ausgleich für den individu-

ellen unfallbedingten Ausfall an Arbeitseinkonnnlohne Rücksicht

auf den Grad der MdB° Der Bezug einer Vollrente nach 5 587 RVG

erfülle daher nicht automatisch die Voraussetzungen des S 585 Absoi

RVG° Diese Auslegung füge sich in den Zweck und die Systematik ein,

die in den Vorschriften der 55 600, 604 RVG zum Ausdruck kämeno

Die Beklagte beantragt,

dasUrteil desLSGNordrhein—Westfalenvom
21„ November 4967 aufzuheben und die Klage

abzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG aufzuheben und den Rechtsstreit

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 424 Abs° 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II

Die Revision hatte Erfolg°

Das LSG hat mit Recht den Anspruch auf die Kinderzulage

nach 5 585 Abs° 4 RVO nicht bereits deshalb für gegeben
erachtet, weil die Beklagte dem Kläger diese Leistung in

den zurückliegenden Zeiträumen bei der Erhöhung der Teil—

rente auf die Vollrente (@ 587 Abs° 4 RVG) jeweils gewährt
hatte° Es ist zutreffend der Auffassung, daß die Bindunge—

wirkung der voraufgegangenen Verwaltungsakte den Anspruch

auf die Kinderzulage für den hier streitigen Zeitraum vom

4° Juni 4966 bis 540 Juli 4966 nicht erfaßt° Ob dies auch

aus dem jeweils ausgesprochenen Vorbehalt zu folgern ist,

es bleibe einer späteren Nachprüfung vorbehalten, ob die

Voraussetzungen des 5 587 Abs° 4 RVG für den AnSpruch auf

die Vollrente — nicht auch des 5 585 Abs„ 4 RVG, wie das

LSG in den Entscheidungsgründen unrichtig ausgeführt hat —
über den Gewährungszeitraum hinaus weiterbestünden, kann

offenbleiben° Denn jedenfalls schließt die in den frühe—

ren VerwaltungSakten enthaltene zeitliche Begrenzung der

zugebilligten Leistungen eine Bindungswirkung für Spätere

Zeiträume aus (vgl° auch BSG 24, 462, 466; 9, 496, 497)°

Der rechtlichen Schlußfolgerung des LSG, die Voraussetzun—

gen des Anspruchs auf die Kinderzulage (% 585 Abs° 4 EVO)
seien erfüllt, weil die nach einer MdB um 40 v°H° festge—

stellte Teilrente des Klägers für die streitige Zeit nach

5 587 Abso 4 EVO auf die Vollrente erhöht war, ist jedoch

nicht beizupflichteno Dem Verletzten, der nur eine Teil—

..'7..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_7_

rente nach einer MdB um weniger als 50 voH„ bezieht, steht bei

Aufstockung dieser Rente auf die Vollrente nach 5 587 RVO die

Kinderzulage nicht zu°

Nach 5 585 Abs° 4 RVO erhöht sich, solange der Verletzte eine

Rente von 50 oder mehr v.H° der Vollrente oder mehrere Verletzten-

renten aus der Unfallversicherung bezieht, deren Hundertsätze zu—

sammen die Zahl 50 erreichen (Schwerverletzter), die Verletztenrente

für jedes Kind um 40 V„H° (Kinderzulage)° Nach 5 587 Abs° 4 RVO ist

die Teilrente, solange der Verletzte infolge des Arbeitsunfalls ohne

’rbeitseinkommen ist, auf die Vollrente zu erhöhen° Der Wortlaut

dieser Vorschriften - ohne Berücksichtigung des Klammerzusatzes
"Sehververlétzter"

— steht zwar der Rechtsauffesung des LSG insofern

nicht entgegen, als die nach 5 587 Abso 4 BVD gewährte Leistung un-

abhängig von dem der Teilrente zugrundeliegenden Grad der MdE der

Höhe nach eine “Rente von 50 oder mehr v;H." ist° Indessen spricht

schon die Verwendung des zum Text des 5 585 Abs° 4 RVO gehörenden,

in Klammern gesetzten Vortes ”Schververletzter", das nach allgemeinem

Sprachgebrauch auf das Erfordernis eines bestimmten Ausmaßes der

Verletzung hinreist, mehr für die Auffassung, daß der Anspruch auf

die Kinderzulage einen entsprechend hohen Grad der MdB voraussetzt°

Für seinen gegenteiligen_8tandpunkt kann das LSG sich auf den Wort—

laut des 5 585 Abs° 4 BVD nicht insoweit stützen, als die Begründung

der Schwerverletzteneigenschaft davon abhängig gemacht ist, daß der

Verletzte eine oder mehrere Renten von 50 oder mehr v„H° "bezieht",

Der aus dieser Textfassung vom LSG gefolgerte Schluß, für die Ge—

währung der Kinderzulage komme es allein auf den Bezug einer Rente

nach einem Hundertsatz von 50 oder mehr, nicht jedoch auf den ärzt—
lich festgestellten Grad der MdB an, so daß der Bezieher einer Voll—

rente nach 5 587 RVO unabhängig von dem seiner Teilrente zugrunde

liegenden MdB-Grad stets Anspruch auf die Kinderzulage habe, ist

nicht gerechtfertigt° Das Abstellen auf den Bezug der Rente (5 585

’.bs° 4 RVG) bedeutet vielmehr einerseits, daß eine durch mehrere
‘rbeitsunfälle verursachte MdE nur dann bei der Addition zu berück—

sichtigen ist, wenn der Verletzte hierfür Renten auch tatsächlich

erhält, und andererseits, daß im Falle des Rentenbezugs der bescheid—
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mäßig

festgestellte
Hundertsatz bei der Prüfung des An—

spruchs auf die Kinderzulage zu übernehmen ist und nicht“

durch eine andere Schätzung ersetzt werden kann° Eine da-

rüber hinausgehende Bedeutung in dem vom LSG gemeinten Sinn

kann dem Wort ”beziehen" in 5 585 Abs° 4 RVG nach der Auf—

fassung des erkennenden Senats nicht beigelegt werden°

Die demWortlaut des 5 585 Abs° « RVGjedenfalls nicht ent—
gegenstehende Auffassung, nur Verletztenrenten nach einer

MdB um — gegebenenfalls zusammen
— wenigstens 50 VOH° seien

für jedes Kind um 40 VOH„ zu erhöhen, findet in dem rechts—

systematischen Zusrmmenhang, in den diese Vorschrift ge—

stellt ist, eine wesentliche Stütze° Ihr Standort im Ab—

schnitt ”Renten an Verletzte” (55 580 bis 588 RVG} bedingt
eine enge Beziehung zu der für Verletztenrenten grundlegenw

den Vorschrift des 5 584 RVG° Indem % 585 Abs° 4 RVG die

Voraussetzungen für die Erhöhung der “Verletztenrente”

bestimmt, wird auf S 584 Bezug genommen° Nach Absatz 4

dieser Vorschrift werden als Verletztenrente bei unfallbe—

dingtem Verlust der Erwerbsfähigkeit die Vollrente — zwei

Drittel des Jahreserbeitsverdien$tes —, bei unfallbedingter

Minderung der Erwerbsfähigkeit der Teil der Vollrente ge-

üährt, der dem Grad der MdB entspricht (Teilrente)° Die in
5 585 Abs° 4 RVG angesprochenen ”Verletztenrenten aus der

Unfallversicherung, deren Hundertsätze zusammen die Zahl 50
erreichen“, sind somit nach der Gesetzesterminologie Teil—

renten nach einem entsprechenden Grad der MdB°

Bei der Auslegung des 5 585 Abso 4 RVG ist dem Umstand Rech;

nung zu tragen, daß diese Vorschrift mit den Anspruchsvoraus«

setzungen für die Gewährungen der Kinderzulage zugleich die

gesetzliche Begriffsbestimmung des Schwerverletzten enthält,

wie sich aus dem Klammerzusatz und den Hinweisen in 55 582

und 600 ”Abs, 4 RVG — "eco Schwerverletzter (% 585 Abso 4)”—

ergibt° Die vom 5° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in

..9-
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seinem Urteil vom 50°4„4969 (BSG 29, 426, 428 = SozR Nr° 4 zu
5 585 RVO) ausdrücklich offen gelassene Frage, ob eine Renten—

erhöhung nach @ 587 RVG die Schwerverletzteneigenschaft begründet,

hat das LSG bejaht und diese Auffassung auf die von 5 4 des Schwer—

beschädigtengesetzes (Begriffsbestimmung des Schwerbeschädigten,

vgl° auch 5 40 Abs° 2 des Bundesversorgungsgesetzes) abweichende

Wortfassung des 5 583 Abs° 4 RVO gestützt° Eine solche Auslegung

ist jedoch, wie ausgeführt, nach dem Wortlaut dieser Vorschrift

nicht zwingendo Sie berücksichtigt nicht die besondere Struktur

der in 5 587 Abs° 4 RVG normierten Leistung und den Ausnahmecharakter‚

«der ihr gegenüber 5 584 RVG zukommt° Die nach ä’587 Abs° 4 RVO zu

gewährende Vollrente ist zwar schon wegen ihrer Einreihung in den

Abschnitt “Renten an Verletzte" eine Verletztenrente (vgl° Urteil

des 5° Senats des BSG aaO; Urteil des erkennenden Senats in BSG 50‚

64, 67 = SozR Nr° 5 zu 5 587 EVO“. Es handelt sich jedoch, wie der

erkennende Senat bereits ausgesprochen hat (SozR Rr° 48 zu 5 445 SSG”9
nicht um eine auf ein und demselben Rechtsgrund beruhende einheit-

liche Leistung° Sie setzt sich vielmehr aus zwei Bestandteilen zu-

sammen, denen unterschiedliche Schedenstatbestände zugrunde liegen°

Es muß ein Anspruch auf Verletztenrente wegen einer MdB des Ver-

letzten in einem zum Bezug einer Teilrente berechtigenden Grad be—

stehen\(ä 584 EVO)° Wird diese Rente bei Vorliegen der besonderen
Erfordernisse des $ 587 RVO auf die Vollrente erhöht, ist dieser
Teil der Leistung zwar von dem Anspruch auf eine Teilrente abhängig;

er stellt jedoch, da er teilweise auf anderen Tatsachen und recht-

lichen Voraussetzungen als die nach % 584 RVO gewährte Rente be—

ruht, einen rechtlich gesondert zu beurteilenden Bestandteil der

nach 5 587 RVO als Vollrente zu gewährenden Leistung dar; er hat

—
vergleichbar der Erhöhung der Rente nach 5 585 Abs° 4 BVD - einen

zulageähnlichen Charakter„ Vie der erkennende Senat ferner entschie—

den hat (BSG 50, 64 ff), ist die Anwendung des @ 587 Abs° 4 RVO auf
Bälle beschränkt, in denen der Verletzte nur für vorübergehende Zeit

unfallbedingt ohne Arbeitséinkommen ist° Es handelt sich also bei

dem Aufstockungsbetrag — anders als bei dem nach 5 584 RVO festge—

stellten Bestandteil — um eine nicht auf Dauer gerichtete Leistung°
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Die somit nach Voraussetzung und Zweckbestimmung verschiede—

nen Bestandteile der Vollrente nach 5 587 RVG unterliegen

nicht in jedem Fall rechtlich demSelben Schicksal° So hat

der 7° Senat des BSG in seinem Urteil vom 46„2°4968 (BSG 27,

297, 298 = SozR Nr, 4 zu 5 587 RVG} ausgesprochen, daß von
der Anrechnung auf die Arbeitslosenhilfe nach 5 587 Abs, 2

RVG nur der Aufstockungsbetrag, nicht aber die Unfallteilrente

des Verletzten ausgeschlossen ist° Im vorliegenden Fall ist

nicht zu entscheiden, wie die einem Schwerverletzten zustehenn

de Kinderzulage (% 585 Abs° 4 RVG) für die Zeit zu berechnen
ist, während der seine Teilrente auf die Vollrente erhöht

wird° Es kann deshalb dahinstehen, ob dem 5° Senat des BSG,

der eine Unterscheidung zwischen dem nach der MdE festge-

stellten und dem aufgestockten Teil der nach 5 587 RVG ge—
währten Leistung nicht für geboten hält, in seiner Auffassung

zu folgen ist, daß bei einem Schwerverletzten die Kinderzulege

aus der nach 5 587 RVG gewährten Vollrente zu berechnen ist

(BSG 29, 426 ff)° Da die in € 585 Abs, 4 RVG für die Begrün—

dung der Schververletzteneigenschaft und damit zugleich für

den Anspruch auf die Kinderzulage aufgestellten Voraussetzun*

gen auf die gemäß 5 584 RVG nach der MdB bemessenen Renten

bezogen sind, kommt es nach der Auffassung des erkennenden

Senats für die Frage, ob der Verletzte Schwerverletzter mit

Anspruch auf die Kinderzulage ist, allein auf den nach der

MdB bemessenen Rentenbestandteil der Gesamtleistung nach

@ 587 Abs, 4 RVG ano Die nach einer MdB um weniger als 50 v;H„
bemessene Rente eines Verletzten erhöht sich daher, wenn sie

gemäß 5 587 Abs° 4 RVG auf die Vollrente erhöht wird, nicht

auch um die Kinderzulage nach 5 585 Abs° 4 RVG (so auch

Lauterbach, Unfallversicherung, 3° Auflo, Anm° 3 d zu 5 585

RVG, anders jedoch — widersprüchlich — in Anm° 5 zu @ 600 RVG;

avo Vollmar in BG 4966, 444, 442, der meint, für die Dauer

des Vollrentenbezugs nach 5 587 RVG sei die Schwerverletzten—

eigenschaft zu unterstelleno
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Dieses Ergebnis steht mit dem Sinn und Zweck des 5 587 RVO in
Einklang° Aus der gesetzlichen Regelung ist entgegen der Auf—

fassung des LSG nicht zu entnehmen, daß der infolge des Arbeits4

unfalls einkommenslose Verletzte für die Dauer der Einkommens-

losigkeit in jeder Beziehung einem infolge des Arbeitsunfalls Er-

werbsunfähigen gleichgestellt werden sollteo Der durch den nur

vorübergehenden Verlust des ßrbeitseinkommens eingetretene Schaden

wird vielmehr nach 5 587 RVO ausschließlich durch die Erhöhung der

u„U° nach einer nur geringen MdB bemessénen Teilrente auf die Voll—

rente ausgeglichen° Diese Leistung ist dementsprechend in ihrem

Bestand dadurch besonders gesichert, daß sie auf das Arbeitslosen—

geld und die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe nicht anzu—

rechnen ist (5 587 Abso 2 RVG)° Sie ist ferner unabhängig von der
Höhe des fehlenden Arbeitseinkommens und wird — anders als z„B° die

Leistung nach 5 582 EVO
- durch einen enderweitigen Rentenbezug

nicht berührt°

Die Revisi0n ist hiernach begründet° Die Klage mußte daher unter

iufhebung der Urteile der Vorinstanzen abgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG„
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